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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB) 

 

Gesetzliche Grundlagen  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 

In Ergänzung der Planeinschriebe und Planzeichen wird Folgendes festgesetzt: 

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB und §§ 1-11 BAUNVO) 

1.1 Eingeschränktes Gewerbegebiet 

Zulässig sind alle Nutzungen gemäß § 8 Abs. 2, Nr. 1, 2 und 4 BauNVO:   

- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
- Anlagen für sportliche Zwecke 

Die Nutzungen i. S. v. § 8 Abs. 2, Nr. 3 sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig: 

- Tankstellen 

Ausnahmen i. S. v. § 8 Abs. 3, Nr. 2 BauNVO sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO zulässig: 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

Ausnahmen i. S. v. § 8 Abs. 3, Nr. 1 und 3 BauNVO sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht 
zulässig: 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind 

- Vergnügungsstätten 

Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes sind i. S. v. § 1 Abs. 4 BauNVO nur solche Anla-
gen und Betriebe zulässig, die folgende Emissionskontingente L{EK} nach DIN 45691 tags (06:00 
bis 22:00 Uhr) und nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) nicht überschreiten: 

Bereich L{EK}, tags in dB(A)/m² L{EK}, nachts in dB(A)/m² 

GEe 60 52 

 

Bei der Prüfung der einzelnen Bauvorhaben sind hierbei auch die Anforderungen und Kriterien 
der TA Lärm – Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – vom 26.08.1998 zu beachten. Ein 
konkretes Vorhaben erfüllt gemäß DIN 45691 auch dann die schalltechnische Festsetzung des Be-
bauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel nach TA Lärm um mindestens 15 dB(A) unterschrit-
ten wird (Relevanzgrenze). 

Bei Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bleibt die Einhaltung der Lärmschutzwerte 
den Genehmigungsverfahren unter Vorlage eines Lärmschutzgutachtens vorbehalten. 



Gemeinde Unterschneidheim 
Bebauungsplan „Nordhäuser Straße III“ 

Textteil 

Seite 2 

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB, §§ 16-21A BAUNVO) 

2.1 Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse 

Für das Maß der baulichen Nutzung gelten die Grundflächenzahl (GRZ) und die Zahl der Vollge-
schosse entsprechend den Einschrieben im Planteil. 

2.2 Höhe baulicher Anlagen 

Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Gebäudehöhe GH) darf 9,5 m nicht überschreiten.  

- unterer Bezugspunkt: festgesetzter Unterer Maßbezugspunkt (UMBP) gem. Planeinschrieb 
- oberer Bezugspunkt: höchster Punkt des oberen Dachabschlusses 

Für untergeordnete technische Bauteile (wie beispielsweise Kamine, Silos usw.) können aus-
nahmsweise auch größere Höhen zugelassen werden. 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Photovoltaik-, Solaranlagen) sind zulässig und von der 
Begrenzung ausgenommen. Sie dürfen bei Flachdach und flach geneigten Dächern (0 - 15°) die 
max. Gebäudehöhe um 1,00 m überragen. 

3 BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB, § 22 BAUNVO) 

o - offene Bauweise  

4 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die im Planteil eingetragenen Baugrenzen fest-
gesetzt. Dachvorsprünge dürfen die überbaubare Grundstücksfläche um max. 25 cm (Außenkante 
Dachrinne) überschreiten. 

5 FLÄCHEN FÜR GARAGEN UND STELLPLÄTZE (§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB, § 12 ABS. 6 BAUNVO) 

Garagen und Carports für KFZ und Fahrräder sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
fläche zulässig. Die Anlage von nicht überdachten Stellplätzen ist auch in den nicht überbaubaren 
Flächen zulässig. 

Die erforderlichen Sichtfelder im Bereich der Straßeneinmündungen und Grundstückszufahrten 
sind von Garagen, Carports und Stellplätzen freizuhalten. 

6 NEBENANLAGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB, § 14 BAUNVO) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind, soweit es sich um Gebäude i. S. d. § 2 Abs. 2 LBO 
Baden-Württemberg handelt, in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nicht zulässig 

Sonstige Nebenanlagen sind in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nicht zulässig, ausge-
nommen Einfriedungen und Einrichtungen für die Straßenbeleuchtung oder der öffentlichen Ver- 
und Entsorgung dienende Nebenanlagen. 

Die erforderlichen Sichtfelder im Bereich der Straßeneinmündungen und Grundstückszufahrten 
sind von Nebenanlagen freizuhalten. 

7 VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 4 UND 11 BAUGB) 

Die Verkehrsflächen sind entsprechend den Eintragungen im Planteil festgesetzt. 

7.1 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ 

Die im Planteil festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Fuß-
weg / Fuß- und Radweg“ werden entsprechend den Eintragungen im Plan festgesetzt. Sie entspre-
chen auch dem aktuellen Bestand. 
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7.2 Verkehrsgrün 

Über die Verkehrsgrünflächen entlang des Fuß- und Radweges ist eine Zufahrt von der K 3209 
zum Plangebiet bis zu einer Breite von 5,00 m zulässig. Die Zufahrt ist von den Anliegern herzu-
stellen. Die Ausführung ist mit der Gemeinde Unterschneidheim abzustimmen.  

7.3 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt, Einfahrtsbereich (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

In den im Planteil dargestellten Bereichen sind Ein- und Ausfahrten nicht zulässig.  

Von der Nordhäuser Straße im Norden ist lediglich eine Zufahrt ins Plangebiet gemäß Einschrieb 
im Plan zulässig.  

Im Bereich dieser Grundstückszufahrt sind die erforderlichen Sichtfelder freizuhalten. 

8 GRÜNFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)  

8.1 Öffentliche Grünfläche – Zweckbestimmung Grünanlage (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Bauliche Anlagen und Einfriedungen sowie Befestigungen sind nicht zulässig, ausgenommen Fuß-
wege zur Erschließung von Gebäuden, unterirdische Leitungen und Anlagen zur Regenwasserbe-
handlung und Regenwasserspeicherung als Löschwasser. 

9 MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND 
ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 ABS.1 NR. 20 UND 25 BAUGB) 

9.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

9.1.1 Befestigte Flächen 

PKW-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen (z.B. mit Rasensteinen, Schot-
terrasen oder Pflaster mit mehr als 30 % Fugenanteil). Ebenso reine Fußwege. 

9.1.2 Regenwasserrückhaltung 

Das Niederschlagswasser der Dachflächen wird über eine Dachbegrünung gepuffert: Flachdächer 
sind im Plangebiet flächig auf mindestens 75 % der Dachfläche extensiv zu begrünen und dauer-
haft zu erhalten. Die Stärke der Substratschicht muss mindestens 10 cm betragen. Für die Begrü-
nung sind geeignete Gräser-, Kräuter- und Sprossenmischungen aus heimischen Arten zu verwen-
den. 

9.1.3 Außenbeleuchtung 

Zur Außenbeleuchtung ist insektenschonende Beleuchtung nach Stand der Technik (z.B. warm-
weiße LED-Lampen ≤ 3.000 Kelvin) zu verwenden. Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht 
erzeugen.  

Die Außenbeleuchtung der privaten Grundstücke ist auf das unbedingte erforderliche Mindest-
maß zu beschränken. 
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10 FLÄCHEN FÜR BESONDERE ANLAGEN UND VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR UM-
WELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZES 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Es liegen schalltechnische Gutachten vor (Klinger und Partner Ingenieurbüro für Bauwesen und 
Umwelttechnik GmbH, Urbach, 30.05.2025, 30.09.2025 und 28.11.2025; Anlage 1 - 3 zur Begrün-
dung). 

Lärmschutzwall 

Der vorhandene Lärmschutzwall dient dem Schutz der westlich und nördlich angrenzenden 
Wohnbebauung vor Lärm aus den Sportanlagen südlich des Plangebietes.  

Sofern der vorhandene Lärmschutzwall entfernt wird, sind innerhalb der im Planteil durch Ban-
dierung gekennzeichneten Fläche neue Vorkehrungen gegen Sportlärmemissionen aus den süd-
lich angrenzenden Sportanlagen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB zu treffen (Gebäuden oder Lärm-
schutzwände).  

Die Errichtung von Gebäuden ist nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zugelassen, 
die Anlage von Lärmschutzwänden ist auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu-
gelassen.  

Die Lärmschutzmaßnahmen sind im Baugesuch nachzuweisen. 

11 PFLANZGEBOT UND PFLANZBINDUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 25 BAUGB) 

11.1 Pflanzgebote auf den Baugrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Pro angefangenen 1000 m² Grundstücksfläche ist ein einheimischer, standortgerechter Laub-
baum anzupflanzen, zu pflegen und dauernd zu unterhalten. Anzupflanzen sind drei- bis viermal 
verpflanzte Hochstamm- Laubbäume mit einem Stammumfang von mind. 16 cm folgender Arten: 
Winter-Linde, Berg-Ahorn, Spitz-Ahorn, Stiel-Eiche und Hainbuche. 

Vorhandene Bäume können angerechnet werden. 

Abgängige Bäume sind innerhalb eines Jahres gleichwertig zu ersetzen. 

Stellplatzanlagen sind mit Bäumen zu überstellen: Je 4 Stellplätze ist ein einheimischer Laubbaum 
zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Geeignete Schutzmaßnahmen gegen das Anfahren sind 
zu treffen. 

11.2 Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 

Die gekennzeichneten Bäume sind zu sichern, zu pflegen und auf Dauer zu unterhalten. Abgängige 
Gehölze sind zu ersetzen. 

12 FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN UND STÜTZBAUWERKE ZUR HER-
STELLUNG DES STRASSENKÖRPERS (§ 9 ABS. 1 NR. 26 BAUGB) 

Für die bei der Anlage der öffentlichen Straßen und Wege entstehende Böschungen sowie die 
erforderlichen Stützbauwerke in einer Breite von bis zu 20cm ab Hinterkante Bordstein und einer 
Tiefe von ca. 50cm ab Oberkante Bord-stein können Flächen auf den angrenzenden privaten 
Grundstücken herangezogen werden. Diese verbleiben in privatem Eigentum.  

Die erforderlichen Sichtfelder an den Grundstücksausfahrten sind zu berücksichtigen. 
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13 MIT GEH-, FAHR UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Im Bereich der südlichen Bebauungsplangrenze ist eine Fläche mit einem Leitungsrecht (LR1) für 
unterirdische Leitungen zu Gunsten der Netze ODR GmbH festgesetzt (20 kV-Leitung und Leer-
rohr). Das Leitungsrecht umfasst einen 1,00 m breiten Schutzstreifen beidseits der Leitungsachse 
beider Leitungen. Insgesamt ergibt sich ein Schutzstreifen von ca. 2,5 m ab Hinterkante Gehweg. 

Im nördlichen Bereich des Bebauungsplanes ist eine Fläche mit einem Leitungsrecht (LR2) für un-
terirdische Leitungen zu Gunsten der Gemeinde Unterschneidheim festgesetzt. Das Leitungsrecht 
umfasst einen 2,00 m breiten Schutzstreifen beidseits der Leitungsachse. 

Innerhalb des Schutzstreifens dürfen Baulichkeiten nicht erstellt, leitungsgefährdende Verrichtun-
gen nicht vorgenommen, Anpflanzungen und Anlagen nicht gehalten werden, durch welche der 
Bestand oder der Betrieb der Versorgungsleitung beeinträchtigt oder gefährdet wird. 
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B SATZUNG ÜBER ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  (§ 74 LBO) 

 

Gesetzliche Grundlagen  

Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 358, ber. S. 416), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. S. 25) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 

 

Zur Durchführung baugestalterischer Absichten erlässt die Gemeinde durch Satzung folgende örtliche 
Bauvorschriften: 

1 GESTALTUNG VON BAULICHEN ANLAGEN (§ 74 ABS. 1 NR. 1 LBO) 

1.1 Dachform, Dachneigung 

Für Haupt- und Nebengebäude sind nur Flachdächer (0 – 5° Dachneigung) zulässig. 

1.2 Dachaufbauten 

Aufgeständerte Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind nur zulässig, sofern sie von einer 
Attika umgeben sind und einen Abstand von mind. 1,00 m zur Außenkante Außenwand einhalten. 
Die Oberkante der Anlagen darf die umgebende Attika nur um maximal 0,25 m überragen; die 
Attika darf maximal 0,75 m hoch sein. 

Die Festsetzungen zur Dachbegrünung (s.u.) sind zu beachten; Dachbegrünung und Solaranlagen 
können und sind bei entsprechenden Vorschriften zu kombinieren. 

1.3 Dachdeckung 

Anlagen und Materialien zur Nutzung der Sonnenenergie sind zulässig. 

Flachdächer sind auf mindestens 75 % der Dachfläche extensiv zu begrünen. Die Stärke der Sub-
stratschicht muss mindestens 10 cm betragen. 

1.4 Äußere Gestaltung 

Die Fassaden der baulichen Anlagen dürfen nicht mit glänzenden oder auffallenden, grell leuch-
tenden Farben ausgeführt werden. Anlagen und Materialien zur Nutzung der Sonnenenergie sind 
zulässig. 

Große Glasflächen (über 2,00 m²) und Über-Eck-Verglasungen sind nur zulässig, wenn sie 
aufgrund der Gestaltung von Vögeln als Hindernis erkannt werden. Gleiches gilt für Glasfassaden 
in anderen Bereichen der Gebäude sowie bei verglasten Fahrradstellplätzen, Raucherunterstän-
den, etc.  

Folgende Glasarten/Ausführungen sind dafür zu verwenden: 

- geripptes, geriffeltes, mattiertes, sandgestrahltes, geätztes, eingefärbtes, bedrucktes Glas (z.B. 
Punktraster, Bedeckung mindestens 25 %) 

- Gussglas, Drahtglas, Milchglas, Glasbausteine, Stegplatten 
- andere undurchsichtige Materialien 
- Oberlichter statt seitlicher Fenster 
- Glasflächen neigen statt im rechten Winkel anbringen. 
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2 WERBEANLAGEN (§ 74 ABS. 1 NR. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Im Bereich der Grundstückszufahrten und im Einmündungsbereich von Straßen sind die erforder-
lichen Sichtfelder von Werbeanlagen freizuhalten. 

Werbeanlagen sind an der Gebäudewand anzubringen. Die Oberkante der Werbeanlage darf da-
bei die Traufhöhe oder den Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut bzw. 
der Attika nicht überschreiten. Für Werbeanlagen an Hochregallagern und technischen Bauteilen 
(wie beispielsweise Kamine, Silos usw.) für die eine höhere Bauhöhe zugelassen ist, darf die Ober-
kante der Werbeanlage die zulässige Hauptgebäudehöhe ebenfalls nicht überschreiten. Davon 
ausgenommen sind freistehende Werbeanlagen, die eine max. Höhe von 2,50 m ab EFH und/ oder 
eine Gesamtfläche von 5,00 m² nicht überschreiten. 

Die Übertragung visueller Informationen auf einem Display oder einer Video-Fläche ist nicht zu-
lässig. 

3 ANFORDERUNGEN AN DIE GESTALTUNG, BEPFLANZUNG UND NUTZUNG DER UNBE-
BAUTEN FLÄCHEN DER BEBAUTEN GRUNDSTÜCKE UND AN DIE GESTALTUNG DER 
PLÄTZE FÜR BEWEGLICHE ABFALLBEHÄLTER SOWIE ÜBER NOTWENDIGKEIT ODER ZU-
LÄSSIGKEIT UND ÜBER ART, GESTALTUNG UND HÖHE VON EINFRIEDUNGEN 

3.1 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke 

Zusätzlich zu den im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzgeboten sind die nicht überbauten Flä-
chen– mit Ausnahme von Zugängen, Zufahrten, Stellplätzen und sonstigen befestigten Flächen – 
gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Schottergärten sind nicht zulässig. Bei der 
Begrünung der Baugrundstücke sind nur heimische, standortgerechte Gehölze und Stauden zu-
lässig. 

Befestigte Flächen (Fußwege) und Stellplätze für PKW sind mit wasserdurchlässigen Materialien 
(z. B. Rasengittersteine, Rasenlochpflaster, Pflaster mit Rasenfugen, Schotterrasen) auszuführen.  

3.2 Einfriedungen 

Der Abstand von Grundstückseinfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen muss mindestens 
0,50 m betragen (inkl. Straßenbordstein).  

Im Bereich der Grundstückszufahrten sind die erforderlichen Sichtfelder von Einfriedungen frei-
zuhalten. 

4 AUFSCHÜTTUNGEN UND ABGRABUNGEN (§ 74 ABS.3 NR. 1 LBO) 

Im Zuge von Einzelbauvorhaben sind Aufschüttungen bzw. Abtrag bis zur festgesetzten EFH zuge-
lassen. 

5 DRAINAGEN 

Aufgrund der Fremdwasserbelastung der Kläranlage dürfen Drainageleitungen nicht an die 
Schmutz- oder Mischwasserkanalisation angeschlossen werden. 

6 ORDNUNGSWIDRIGKEITEN (§ 75 ABS.3 NR. 2 LBO) 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs.3 Nr.2 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf 
Grund von § 74 LBO ergangenen örtlichen Bauvorschriften (Abschnitt B) zuwiderhandelt. 
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C HINWEISE 

 

1 FREIFLÄCHENGESTALTUNG / PFLANZLISTE 

Für die Umsetzung der Pflanzgebote und sonstigen Bepflanzungen werden folgende Arten (als 
Beispiel) empfohlen: 

Straucharten: 
Cornus sanguinea   Blut-Hartriegel 
Corylus avellana   Hasel 
Crataegus monogyna  Weißdorn 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare   Liguster 
Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
Rosa canina   Hunds-Rose 
Rosa rubiginosa   Wein-Rose 
Viburnum opulus   Gewöhnlicher Schneeball 
Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 

 

Baumarten: 

Acer campestre   Feld-Ahorn 
Carpinus betulus   Hainbuche 
Pyrus communis   Wild-Birne 
Prunus avium   Vogel-Kirsche  
Quercus petraea   Trauben-Eiche 
Quercus robur   Stiel-Eiche 
Tilia cordata   Winter-Linde 

2 GRENZABSTÄNDE MIT PFLANZUNGEN 

Gemäß Nachbarrechtsgesetz für Baden-Württemberg ist mit Gehölzpflanzungen zu angrenzen-
den Grundstücken ein Grenzabstand einzuhalten, gemessen ab Mitte Pflanze bzw. Stamm. Die 
genauen Vorgaben sind dem „Gesetz über das Nachbarrecht“ des Landes Baden- Württemberg 
zu entnehmen. 

3 BODENSCHUTZ 

Auf die allgemeinen Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 
17.03.1998; BGBl, Teil I, S. 502, das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 
(BGBl. I S. 306) geändert worden ist, zum Schutz, der Sicherung und der Wiederherstellung des 
Bodens wird hingewiesen.  

Bodenschutzbelange im Bereich der Flächeninanspruchnahme und des schonenden Umgangs mit 
Boden regelt insbesondere auch das Baugesetzbuch. Auf die dort festgeschriebenen Grundsätze 
der §§ 1 und 1a wird verwiesen. Insbesondere ist auch § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) 
zu beachten. Der anfallende humose Oberboden ist danach vor Vernichtung und Vergeudung zu 
schützen. Der humose Oberboden ist daher zu Beginn der Arbeiten abzutragen und einer Wieder-
verwertung zuzuführen. Überschüssiger unbelasteter Erdaushub ist möglichst wiederzuverwer-
ten. Bei der Ausführung von Baumaßnahmen ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang 
mit dem Boden zu achten. Erdbauarbeiten dürfen nur mit möglichst trockenem Bodenmaterial 
von mindestens steifer Konsistenz und bei trockener Witterung erfolgen. Unbedeckter Boden darf 
nicht mit Radfahrzeugen befahren werden. 
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4 BAUGRUNDVERHÄLTNISSE 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungs-
bereich von Ablagerungen des mittleren Unterjura. Es handelt sich dabei um Tonstein mit Kalk-
steinbänken im oberen Abschnitt und Kalkstein- und Kalkmergelstein im unteren Bereich. Bei et-
waigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

5 BODENFUNDE/ DENKMALSCHUTZ 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt werden. Diese sind 
unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und 
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 
zu erhalten, sofern nicht die Untere Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stutt-
gart -Referat Denkmalpflege- mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). Auf 
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DSchG wird verwiesen. 

6 BODENVERUNREINIGUNGEN / ALTLASTEN 

Für das Plangebiet liegen keine Informationen über Altablagerungen, Altstandorte oder schädli-
che Bodenveränderungen vor. 

Sollten dennoch bei der weiteren Planung und/oder bei der späteren Bauausführung Verunreini-
gungen des Bodens/Grundwassers mit umweltgefährdenden Stoffen im betreffenden Planbe-
reich bekannt werden, ist das Landratsamt Ostalbkreis, Geschäftsbereich Umwelt- und Gewerbe-
aufsicht, hinzuzuziehen. 

7 REGENWASSERNUTZUNG 

Bei der Nutzung von Regenwasser müssen das DVGW Arbeitsblatt W 555, die §§ 13 Abs. 3 und 17 
der Trinkwasserverordnung beachtet werden. 

8 ABWASSERBESEITIGUNG 

Auf die Bestimmungen der DIN EN 12056 und der DIN 1986 (Entwässerungsanlagen für Gebäude 
und Grundstücke) wird hingewiesen. 

Falleffekte, insbesondere für Kleintiere, sollten durch engstrebige Gullydeckel und engmaschige 
Schachtabdeckungen reduziert werden. 

9 KELLERAUSFÜHRUNG 

Bei einer Bebauung sind alle erdberührten Wände, Boden- und Deckenplatten in wasserdichter 
Bauweise zu erstellen bzw. gegen drückendes Grundwasser abzudichten. 

10 HÖHENLAGE DER GEBÄUDE IM HINBLICK AUF DIE VER-UND ENTSORGUNG 

Untergeschosse sind nicht im Freispiegel entwässerbar. 

Zur Wasserversorgung sind je nach Lage und Höhe des Gebäudes Druckerhöhungsanlagen erfor-
derlich. 

11 HINWEIS AUF SCHALLTECHNISCHE UNTERSUCHUNG 

Aufgrund der Festsetzungen ist es erforderlich, im Rahmen der Baugenehmigung schalltechnische 
Nachweise vorzulegen. 
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Die im Gutachten genannten DIN-Normblätter, ISO-Normen und VDI-Richtlinien sind bei der 
Beuth Verlag GmbH, Berlin zu beziehen. Die genannten Normen und Richtlinien sind bei dem 
Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert niedergelegt. Die DIN-Vorschriften sowie die TA-
Lärm und 16. BImSchV können bei der Gemeinde zu den üblichen Geschäftszeiten mit den Bebau-
ungsplanunterlagen eingesehen werden. 

12 AUSSENBELEUCHTUNG 

Es ist auf naturverträgliche Außenbeleuchtung Wert zu legen. Dies kann Störungen von Brutvö-
geln während lichtarmer Zeiten verhindern und zum Schutz von Insekten beitragen.  

Weitergehende Informationen für nachhaltige Beleuchtungskonzepte zum Schutz von Menschen, 
Flora und Fauna, insbesondere zum Schutz von Insekten und nachtaktiven Tieren sind im Internet 
verfügbar unter 

www.sternenpark-schwäbische-alb.de und  

„Planungshilfe Umweltverträgliche Außenbeleuchtung“, abrufbar unter  

www.biosphaerenreservatrhoen.de/service/publikationen 

13 PHOTOVOLTAIKPFLICHT 

Gemäß den Anforderungen des Klimaschutzgesetzes (KSG BW) und der Photovoltaik-Pflicht-Ver-
ordnung (PVPf-VO) gilt seit 1. Januar 2022 eine Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen 
beim Neubau von Nichtwohngebäuden und beim Neubau von Parkplätzen ab 35 Stellplätzen. Ab 
1. Mai 2022 gilt die Photovoltaik (PV)-Pflicht auch für neue Wohngebäude, ab Januar 2023 greift 
diese auch bei allen grundlegenden Dachsanierungen. 

14 AUFHEBUNG BESTEHENDER BEBAUUNGSPLÄNE 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Nordhäuser Straße III“ ersetzt innerhalb der Grenzen 
seines Geltungsbereiches den rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Nordhäuser Straße I“ (rechts-
kräftig seit 22.11.1996), den rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Sportzentrum Unterschneid-
heim“ (rechtskräftig seit 23.11.1979), den rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Nordhäuser 
Straße I – 1. Änderung“ (rechtskräftig seit 22.02.2002). und den rechtsverbindlichen Bebauungs-
plan „Nordhäuser Straße I – 2. Änderung“ (rechtskräftig seit 03.06.2011). 

15 HINWEISE AUF PFLICHTEN DES  EIGENTÜMERS 

Der Eigentümer wird auf die möglichen Einflüsse des Grund- bzw. Schichtenwassers hingewiesen. 
Er hat seine baulichen Anlagen, insbesondere das Untergeschoss sowie alle erdberührten Bau-
teile, durch geeignete Maßnahmen vor drückendem Wasser zu schützen. 

Auf die vorgeschriebene Rückstausicherung der privaten Kanal-Hausanschlüsse wird explizit hin-
gewiesen. 

Jedes Baugrundstück muss die Grundstücksentwässerung entsprechend der örtlichen Satzung ge-
stalten und betreiben. Die Bestimmungen der geltenden DIN-Norm (Entwässerungsanlagen für 
Gebäude und Grundstücke) sind einzuhalten. 

Bei der Planung und Errichtung von Trinkwasserleitungs- und Erwärmungsanlagen sind die Vorga-
ben des § 17 Trinkwasserverordnung, DIN EN 806 und das DVGW Regelwerk W551 zu beachten. 

Auf die Anzeigepflicht von Zisternen und Brauchwasseranlagen wird hingewiesen. 

Bei der Nutzung von Regenwasser (Dachwasser) im häuslichen Bereich, müssen der § 13 Abs. 3 
und der § 17 Trinkwasserverordnung beachtet werden. 

Zur Vorbeugung von Lärmbeschwerden, die von stationären Geräten (wie z. B. Luft-Wärme-Pum-
pen) oder deren nach außen gerichtete Komponenten ausgehen, wird auf die Einhaltung der 
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Grundsätze des „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Gerä-
ten“ hingewiesen. Die in Tabelle 1 des Leitfadens genannten Abstände zu maßgeblichen Immissi-
onsorten müssen eingehalten und die Schallleistungspegel dürfen dauerhaft nicht überschritten 
werden. Der Leitfaden kann bei der Gemeindeverwaltung eingesehen werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Eigentümer gem. § 126 BauGB das Anbringen von 

1.  Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung ein-
schließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 

2.  Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen 

auf seinem Grundstück zu dulden hat. Er ist vorher zu benachrichtigen. 

DIN-Vorschriften können bei der Gemeinde zu den üblichen Geschäftszeiten mit den Bebauungs-
planunterlagen eingesehen werden. 

 


